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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 31. Mai 1967 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über zoll- und paßrechtliche Fragen, 
die sich an der deutsch-österreichischen Grenze 
bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben 

Vom 3. Juli 1970 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundcs- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Wien am 31. Mai 1967 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über zoll- und paßrecht¬ 
liche Fragen, die sich an der deutsch-österreichischen 
Grenze bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben, 
nebst Briefwechsel vom 12. April 1965 und Noten¬ 
wechsel vom 31. Marz 1969 wird zugestimmt. Der 
Vertrag, der Briefwechsel und der Notenwechsel 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesminister des Innern und der Finanzen 
werden ermächtigt, Änderungen der Anlage: I des 


Vertrages auf Grund seines Artikels 1 Abs. 3 durch 
Rechtsvei Ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
in Kraft zu setzen. 


Artikel 3 

Nach Artikel 4 Abs. 5 des Vertrages eingeführte 
Waren gehen im Falle des Artikels 4 Abs. 1 Buch¬ 
stabe a des Vertrages mit der Einfuhr in die Zollgut- 
Verwendung des Unternehmens über, dem sie be¬ 
willigt ist. 

Artikel 4 

Soweit für vor Inkrafttreten des Vertrages einge¬ 
führte Waren Eingangsabgaben gestundet woiden 
sind, weiden sie erlassen, w r enn die Waren, wären 
sie nach Inkrafttreten des Vertrages eingefülut wor¬ 
den, abgabenfrei blieben. 
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Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge¬ 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 


Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar¬ 
tikels Abs. 2 sowie der Briefwechsel und der Noten¬ 
wechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be¬ 
kanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 3. Juli 1970 

F ü r den Bundespi dsidenlen 
Der Präsident des Bundesrates 
Dr. Röder 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 

D e i B u n d e s in i n i s t e r des A u s w ci i t i g e n 
Scheel 


Der B u n d c s m i n i s t e r des 1 n n o r n 
G e n s c: h e r 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über zoll- und paßrechtliche Fragen, 
die sich an der deutsch-österreichischen Grenze 
bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben 


DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

und 

DER BUNDESPRASfDENT DLR REPUBLIK ÖSTERREICH 

sind üborcingekotmnen, über zoll- und paßiechlliche Fragen, die sich beim Bau. 
bei der Instandhaltung oder Eincueiung von Staustufen und Gicn/brücken sowie 
beim Betrieb von Staustufen an dei dou’sch ('»Uriejchischen Grenze ergeben 
einen Vertrag zu schließen. 

S:e haben liier für zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
I lerrn Dr. Josef Lön\ 

Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Wien. 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn Dr Lu jo Toncic-Sorinj, 

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Bonn befundenen Vollmachten 
die nachstehenden Bestimmungen vereinbart haben: 


Artikel 1 

(1) Die Voi Iragsstaaten tieften /ui Erleichterung 

a) des Baues, der Instandhaltung oder Erneuerung von 
Staustufen und Grenzbruckon, 

b) des Betriebes von Staustufen 

an der deutsch-österreichischen Grenze die folgenden 
Regelungen. 

(2) Der Veittag ist auf die m der Anlage I aufgefhin¬ 
ten Staustufen und Gren/.brucken anzuwenden. 

(3) Die Regierungen der Vortraysstauten können durch 
Yoreitibanimj das Verzeichnis der Anlage 1 ändern Die 
Vereinbarungen werden durch Austausch diplomatischer 
Noten in Kraft gesetzt. 


Artikel 2 

Im Sinne dieses Vm träges bezeichnen die Begriffe 


a) Staustufe 


b) Grenzk udt wer k: 


cj Neben an läge io 


das Grenzkraftwerk und die Ne¬ 
benanlagen iin Sinne dei für ihre 
Errichtung maßgebenden öffentlich- 
rechtlichen Vorschriften vorn Bau¬ 
beginn an; 

die Kruft Werks- und Schiffalu tsan- 
lagcn; bestehend aus Wehranlago, 
Krafthaus mit Anbauten und Mon¬ 
tagehof, Schölthaus, FieiluUschuU- 
anldgc, Schleuseiuinlage mit Vor¬ 
häfen, Schleusenmeisterei und alle 
sonstigen unmiltelbai hirmigehön- 
gen Ein rieh I ungen; 

die zum Ban, zum Cetik.b, zur 
Instandliahutig oder Erneuerung 
einer Staustufe neben dem Grenz- 
k sallwet k dienernden Grundstücke, 


d) Bauzone: 


v) Werk Zone: 


Bauten und Einrichtungen ein¬ 
schließlich der Schiffali! Isanlagen 
sowie der Anlagen des R Luk.stau- 
und des Unterstromgehietcs; 
hierzu gehören z. B. Damm- und 
Brückenbauten, Spundwände, Ufer- 
schutzbautcn, Bo- und Entwässe¬ 
rungsanlagen, Wasser voi sorgungs- 
anhigen, Pumpwerke, Pegelanlagen 
Beleuchtungs- und Signalanlagen 
Werk*! rußen, Hafen- und Dockan- 
lagen mit den du/ugrhüi igen Ufer- 
bauten für werkseigene schwim¬ 
mende Geräte und Fahr zeuge, An- 
schlußgeieise, Zufahrtsstraßen, so¬ 
weit der Unternehmer der Stau¬ 
stufe Bdulastlrager ist, dem Betrieb 
der Staustufe dienende und im ört¬ 
lichen Zusammenhang damit ste¬ 
hende Betriebs- und Verwaltungs¬ 
gebäude sowie für Betriebsange¬ 
hörige und das SchleusenpersonV 
bestimmte und im örtlichem Zusnm 
inenhang mit dem Grenzkraflwoik 
stehende Wohngebäude und WVik- 
siedlungen; 

das Gelände beiderseits der Staats¬ 
grenze, das für den Bau eines 
Grenzkiaftwerkes oder finden Bau 
die Instandhaltung oder Erneuerung 
einer Gienzbrücke benötigt wird; 

das Gelände bei dm sei ts der SUmis- 
gien/e, das für den Boliub, che 
Instandhaltung odei Erneuerung 
eines Gronzkraltwerkes benötigt 
wird; 
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f) Wasserfahrzeuge: die auf dem Grenzfluß und einmün- 

denden Nebenflüssen im Gebiet 
der Staustufe zu ihrem Bau, ihrem 
Betrieb, ihrer Instandhaltung oder 
Erneuerung eingesetzten Schiffe 
und schwimmenden Arbeitsgeräte; 
z B. Schwimmbagger, Motorschlep¬ 
per, Schuten, Beieisungsboote, Eis¬ 
brecher, Schwimmkräne sowie son¬ 
stige Spezidlsciulfe; 

g) Gi enzbiücko: ein Bauwerk beiderseits dei Staats¬ 

grenze zum überführen von öffent¬ 
lichen Verkehrswegen über Russe, 
Täler oder andere Hindernisse; 

h) Ein-und Ausgangs- die Ein- und Ausfuhrzölle sowie 

abgaben; alle anderen anläßlich der Ein¬ 

oder Ausfuhr von Waren zu erhe¬ 
benden Abgaben und Gebühren mit 
Ausnahme der Gebühren bei be¬ 
sonderer Inanspruchnahme der 
Zollverwaltung. 

Artikel 3 

11) Die zuständigen Behörden der VeiUagsstaatcn stel¬ 
len nach gegenseitiger Fühlungnahme und Anhörung des 
Unternehmens die örtliche Begrenzung der Staustufen 
sowie der Bau- und Werkzonen fest. 

(2) Das Unternehmen hat Bau- und Werkzone, soweit 
die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten nicht 
Ausnahmen zulassen, zollsicher zu umfrieden 

Artikel 4 

(1) Waren (z. ß Baustoffe, Betriebsstoffe, Maschinen, 
Gerate, Werkzeuge, Land- und Wasserfahrzeuge, Bagger¬ 
gut}, die aus dem freien Verkehr eines der Vertrags- 
Staaten stammen, sind frei von Ein- und Ausgangsab- 
gaben, wenn sie 

ai unter zollamtlicher Überwachung zum Bau, zur In¬ 
standhaltung oder Erneuerung von Staustufen und 
Grenzbrücken sowie zum Betrieb von Staustufen ver¬ 
wendet werden oder 

b) nach ihrer Ausfuhr zu unter Buchstabe a) genannten 
Zwecken wieder in den Vertragsstaat zurirckgelangen, 
aus dessen freien Vorkehr sie stammen. 

Sicherheit wird für solche Waren nicht verlangt. Die Ab- 
gabeufreiheit kann nur von Unternehmen im Sinne \on 
Artikel 13 Absatz 1 beansprucht werden. 

(2) Die Abgabenfreiheit nach Absatz 1 beschränkt sich 
für Wer ksiedlimgen, Wohngebäude und Wohnungen in 
Betriebs- und Verwaltungsgebäuden auf die zum Bau 
benötigt (ui Waren. 

(3) Die Abgabenbefreiung für Kraftfahrzeuge nach Ab¬ 
satz. 1 ist davon abhängig, daß die Fahrzeuge von Per¬ 
sonen gelenkt werden, die im Besitze eines Grenzüber- 
trrüsausweises im Sinne des Artikels 8 Absatz 1 sind. 

(4) Werden Waren der im Absatz I genannten Art in 
den Vortragsstaat, aus dem sie ausgeführt worden sind, 
wieder eingeführt, so bleiben sie nur frei von Eingangs- 
etbejaben, soweit die entsprechenden Abgaben bei der 
Ausfuhr nicht erlassen, erstattet oder vergütet worden 
sind. 

(5) Waren der im Absatz 1 genannten Art dürfen 
innerhalb der Bau- oder Werkzone in beiden Richtungen 
ohne zollamtliche Behandlung über die Zollgrenze ver¬ 
bracht wunden. 

Artikel 5 

Ul Frei von Ein- und Ausgangsabgaben sind Lebens¬ 
mittel einschließlich Getränke, die von den in Staustufen 


oder Bauzonen beschäftigten Personen als persönliche 
Verpflegung zum Verbrauch in diesen Gebieten riiil- 
geführt oder ihnen zu diesem Zweck nachgebracht werden, 
soweit die Mengen den Tagesbedarf nicht übersteigen. 

(2) Die Abgabenbefreiung nach Absatz 1 gilt nicht für 
alkoholische Getränke mit Ausnahme von Bier. Sie gilt 
bei Kaffee und Tee nur für fertige Getränke. 

(3) Für die Ein- und Ausfuhr von Tabakwaien gelten 
die jeweiligen Bestimmungen der Veitragsstaaten über 
den kleinen Grenzveikohr. 

(4) Frei von Ein- und Ausgangsabgaben sind Lebens¬ 
mittel einschließlich Getränke aus dem freien Verkehr 
eines der Vertragsstrafen, die Werkskantinen in Bau¬ 
zonen wahrend der Bauzeit in diese Zonen einführen und 
unter zollamtlicher überwachung an Personen verkaufen, 
die in der Bauzone beschäftigt sind und diese Waren auch 
dort vei brauchen. 

A r t i k e 1 6 

Waren, die nach diesem Vertrag abgabenfrei bleiben, 
sind von wirtschaftlichen Ein- und Ausfuhrverboten und 
-beschrank ungon befreit. 

Artikel 7 

Pur Kraftfahrzeuge und Kraftfcihrzcugciiihd/iycr, die in 
einem der Vertragsstaaten zugelassen und beim Bau, bei 
der Instandhaltung oder Erneuerung von Staustufen und 
Grenzbrücken sowie beim Betrieb von Staustufen einge¬ 
setzt sind, wird in dem anderen Vertragsstaat Kraft- 
idbrzeugsk-ucr nicht erhoben. Die Beförderung von Per¬ 
sonen, Gepäck und Gutem mit diesen Kraftfahrzeugen 
und Kicitlfahrzeuganliünyern in die Staustufen und die 
Bauzonen sowie innerhalb dieser Gebiete unterlieg! nur 
der Befördcr ung^steuer des i Icmuitstaates. 

Artikel 8 

il) Die Bau- oder Werkzone darf nur befreien, wer 
einen gültigem Grenzübertrittsausweis nach dem Muster 
der Anlage II bzw. 111 besitzt. Der von dem einen Ver¬ 
tragsstaat ausgestellte Grenzübertriüsausweis hcicrhtigt 
auch zum Verlassen der Bau- oder Werkzone auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Yeitragsslantos, doch dürfen 
hierbei der Bereich der Staustufe und die zum Erreichen 
ihrer einzelnen Teile notwendigen Verbindungswege auf 
dem Hoheitsgebiet dos anderen Yertrngsstantes nicht 
verlassen weiden. 

(2) Für den Aufenthalt im Bereich der Stallstufe und 
Uciuzone auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
Staates ist keine Aufenthaltserlaubnis er forderlich. 

(3) Der Gren/ubertr ittsausweis ist auf Ver langen den 
zuständigen Organen beider Vertragsstrafen vor/mveisen. 

Artikel 9 

(1) Der Grenzubei tr ittsausweis wird auf Antrag von 
den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten den beim 
Bau, bei der Instandhaltung oder Erneuerung der Stau¬ 
stufen oder Grenzbrücken oder beim Betrieb von Staustu¬ 
fen beschäftigten Personen mit einer Gültigkeitsdauer 
bis zu drei Jahren ausgestellt. Die Gültigkeitsdauer kann 
bis zu drei Jahren verlängert werden. Wird die Beschäf¬ 
tigung vor Ablauf der eingetragenen Gültigkeitsdauer 
beendet, so wird der Grenzübertrittsausweis ungültig. 

(2) Für Personen, die nicht Angehörige eines der Ver¬ 
tragsstaaten sind, dürfen Grcnzübortnttsauswoise nur 
dann ausgestellt werden, wenn sie im Besitze eines gül¬ 
tigen Reisepasses oder Paßersatzes sind. Solche Grenz- 
übertrittsausweise und die Verlängerung ihrer Gültig¬ 
keitsdauer bedürfen der Gegenzeichnung durch die Aus- 
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stellungsbchörde des anderen Vertragsstaates. Grenz- 
übertritlsausweise für Angehörige der Vertragsstaaten 
bedürfen keiner Gegenzeichnung. 

(3) Ist eine Gegenzeichnung erforderlich, so hat die 
Aussteliungsbehörde den Grenzübertrittsausweis vor des¬ 
sen Aushändigung der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaates zu übersenden. Die Gegenzeichnung er¬ 
folgt gebührenfrei. 

Artikel 10 

(1) Die Ausstellung eines Grenzübertrittsausweises ist 
zu versagen, wenn 

a) der Antragsteller den Nachweis über seine Beschäf¬ 
tigung bei einer Staustufe oder einer Grenzbrücke 
nicht zu erbringen vermag, 

b) der Antragsteller sich über seine Person nicht genü¬ 
gend ausweisen kann, 

c) Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antrag¬ 
steller den Grenzübertrittsausweis mißbräuchlich be¬ 
nutzen will oder 

dj die öffentliche Sicherheit es erfordert. 

(2) Der Grenzübertrittsausweis ist von der Ausstel¬ 
lungsbehörde zu entziehen, wenn nachträglich Tatsachen 
bekannt werden oder eintieten, die eine Versagung der 
Ausstellung gerechtfertigt hätten. 

(3) Die Gegenzeichnung eines Grenzübertrittsausweises 
kann ohne Angabe von Gründen verweigert oder jeder¬ 
zeit widerrufen werden. 

Artikel 11 

Bei Mißbrauch können die Grenzaufsichtsorgane einen 
GtenzühertriUsausweis vorläufig einbehalten, doch ist 
er unter Mitteilung des Einbchaltungsgrundes von der 
Behörde, deren Organ den Grenzübertnttsausweis einge¬ 
zogen hat, unverzüglich der Ausstellungsbehörde zu über¬ 
mitteln, Diese hat zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
für die Entziehung des Grenzübertrittsausweises vor¬ 
liegen. 

Artikel 12 

(1) Zur Durchführung unaufschiebbarer Arbeiten kann 
von den Grenzaufsichtsorganen in Einzelfällen das Be¬ 
treten der Bau- oder Werkzone auch ohne Grenzüber¬ 
trittsausweis vorübergehend gestattet werden, doch ist 
hiervon unverzüglich den Grenzaufsichtsorganen des 
anderen Vei tragsstaates Mitteilung zu machen. 

(2) Bei Unglücksfällen oder Notständen wie Feuers- 
brünslen und Naturkatastrophen ist Sanitätspersonen, 
Feuerwehrleuten und Rettungsmannschaften das Betreten 
der Bau- oder Werkzone und der Staustufe im Hoheits¬ 
gebiet des anderen Veitragsstaates für die Dauer der 
Hilfeleistung ohne Grenzübertrittsausweis gestattet. 

Artikel 13 

(1) Unternehmen, die Staustufen oder Grenzbrücken 
bauen, instandhalten oder erneuern oder Staustufen be¬ 
treiben, unterliegen für den Vollzug dieses Vertrages 
innerhalb der Staustufen und der Bauzonen der abgaben¬ 
behördlichen Aufsicht jedes der beiden Vertragsstaaten 
nach dessen ahgahenrechtlichen Vorschriften. Zu diesem 
Zweck haben die Unternehmen die erforderlichen Unter¬ 
lagen beizubringen. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tref¬ 
fen nach gegenseitiger Fühlungnahme die erforderlichen 
Maßnahmen zur Überwachung 

a) des Personen- und Warenverkehrs in die und aus der 
Bau- oder Werkzone, 


b) dos Verbrauchs und der Verwendung der Waren, für 
die Abgabenfreiheit nach Artikel 4 und 5 dieses Ver¬ 
trages gewährt wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten wer¬ 
den sich bei der Durchführung der Aufsicht und der Über¬ 
wachung die erforderliche Hilfe leisten. 

Artikel 14 

Auf die Grenzabfcrligung innerhalb der Bau- und 
Werkzone findet das Abkommen zwischen der Bundes¬ 
republik Deutschland und der Republik Österreich vom 
14. September 1955 über Erleichterungen der Gronzab- 
ferLigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in 
der jeweils gültigen Fassung sinngemäß Anwendung., 
soweit durch die Bestimmungen dieses Vertrages keine 
abweichende Regelung getroffen wird. 

Artikel 15 

(1) Die Grenzabfertigungs- und Gienzaufsichtsorgane 
sowie die Organe der abgahenbehördlichen Aufsicht der 
Vertragsstaaten sind berechtigt, im Dienst den im Hoheits¬ 
gebiet des anderen Vcrlragsstaates liegenden Teil einer 
Bau- oder Werkzone zu betreten. Darüber hinaus clüifen 
die Organe der abgabenbehördlichen Aufsicht, soweit es 
ihr Dienst erfordert, sich auch im übrigen Teil der Stau¬ 
stufe i in Hoheitsgebiet des anderen Vci trogsstaates be¬ 
wegen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen die doit ge- 
nannlen Organe ihre Dienstkleidung trogen und ihre 
Dienstausrüstung (insbesondere Dienstwaffen, Munition, 
Dionsllahrzeuge, Nachrichtengeräte, Diensthunde) mit 
sich führen und müssen einen mit Lichtbild versehenen 
Dienstausweis bei sich haben Soweit nichts anderes ver¬ 
einbart ist, dürfen sic auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Verlragsstaales keine Amtshandlungen vornehmen Wuf- 
fengebrauch ist auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver¬ 
tragsstaates nur in Fällen der Notwehr nach dem Recht 
dieses Staates zulässig. 

Artikel 16 

(1) Die zuständigen Behörden im Sinne des ADikels 3 
sind 

auf deutscher Seite: 

die Oberfinanzdirektion München und 

das Präsidium der Bayerischen Grenzpolizei; 

auf österreichischer Seite: 

das Bundesininisterium für Finanzen und 

das Bundesministerium für Inneres sowie 

a) wenn es sich um ein Grenzkraftwerk handelt: 

das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
und 

das Bundesministerium für Verkehr und verstaat¬ 
lichte Unternehmungen; 

!>} wenn es sich um eine Grenzbrücke handelt: 
das Bundesministerium für Bauten und Technik. 

(2) In den übrigen Fällen werden die Regierungen der 
Vertragsstaaten einander niitteilen, welche Stellen als 
zuständige Behörden im Sinne dieses Vertrages zu be¬ 
trachten sind. 

Artikel 17 

Die Vertragsstaaten werden Personen, die auf Grund 
der Erleichterungen dieses Vertrages in das Hoheits¬ 
gebiet des anderen Vertragsslaates gelangt sind, jederzeit 
ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit formlos zu¬ 
rück ueli men. 
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Artikel 18 

(1) Die Organe und Dienststellen der Verlragsstaaten 
unterstützen einander soweit wie möglich zur Verhütung 
und Ermittlung von Zuwiderhandlungen gegen die Rechts¬ 
vorschriften, die sich auf den Gienzübcrtritt von Personen 
oder die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren beziehen. 
Sie geben einander hierzu die erforderlichen Auskünfte 
und gewahren einander Schutz. 

(2) Von strafbaren Handlungen, die von den in Arti¬ 
kel 15 genannten Organen des einen Vertragsstaates im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates begangen 
werden, ist clie Vorgesetzte Dienststelle dieses Organes 
durch die entsprechende Dienststelle des zuletzt ge¬ 
nannten Vertragsstaates zu benachrichtigen. 

Artikel 19 

Werden gegenüber den in Artikel 15 genannten 
Organen des einen Vertragsstaates im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates bei Ausübung ihres Dienstes 
oder in Beziehung auf diesen Dienst strafbare Hand¬ 
lungen begangen, so gelten für die Verfolgung und 
Ahndung in dem zuletzt genannten Veitragsstaat dessen 
strafrechtliche Vorschriften zum Schutz von öffentlichen 
Bediensteten. 

Artikel 20 

Für die Amtshaftung sind die Bestimmungen des Ab¬ 
kommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich vom 14. September 1955 zur 
Regelung der Arntshaftung aus Handlungen von Organen 
des einen in grenznahen Gebieten des anderen Staates 
e n t sp re ch e n d a n z u w e n d c n. 

Artikel 21 

Soweit durch die Bestimmungen dieses Vertrages keine 
abweichende Regelung getroffen wird, bleibt der Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu¬ 
blik Österreich vom 6. September 1902 über Zollerleichle- 
rungen im kleinen Grenzverkehr und im Durchgangsver¬ 
kehr unberührt. 

Artikel 22 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Vertrages sollen durch die zu¬ 
ständigen obersten Verwaltungsbehörden der Vertrags¬ 
staaten boKjeieyt werden. 

(2J Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise 
nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines 
der Vertragsstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jeder Veitragsstaat ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten 
Staates als Obmann einigen, der von den Regierungen der 
Vertragsstaaten zu bestellen ist. Die Mitglieder sind 
innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem der eine Vertrags- 
Staat dem anderen mitgeteilt hat, daß er die Meinungs¬ 
verschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(4) Weiden die im Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehaltcn, so kann in Ermangelung einer anderen Ver¬ 
einbarung jeder Vertiagsstaat den Präsidenten des Euro¬ 
päischen Gericlilsliofes für Menschenrechte bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit eines der Vertrags- 
Staaten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, 
so soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. 
Besitzt auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit 
eines der Vcrlrugsslaatcn oder ist auch er verhindert, so 
soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts¬ 
hofes, das nicht die Staatsangehörigkeit eines der Ver¬ 
tragsstaaten besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr¬ 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrags¬ 
staat trägt che Kosten des von ihm bestellten Schieds¬ 
richters sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor 
dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmannes sowie die 
sonstigen Kosten werden von den Verlragsstaaten zu 
gleicher Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schieds¬ 
gericht sein Verfahren selbst. 

(6) Die Gerichte der beiden Vertragsstaaten werden 
dem SchiedMiericht auf sein Ersuchen Rechtshilfe hin¬ 
sichtlich der Ladung und Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen in entsprechender Anwendung dei zwi¬ 
schen den beiden Vertragsstaaten jeweils geltenden 
Vereinbaiungen über die Rechtshilfe in Zivil- und Han¬ 
delssachen leisten. 

Artikel 23 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht ehe Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Bundesregierung dei Republik Österreich 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver¬ 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 24 

(1) Der Vertrag wiid auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Er ist für die Dauer von zehn Jahren nach seinem In¬ 
krafttreten unkündbar, danach mit einer Frist \ on zwei 
Jahren kündbar. 

(2) Im Falle der Kündigung werden die Vertragsstoaten 
in Verhandlungen über die Möglichkeit einer anderweiti¬ 
gen befriedigenden Regelung der im Zusammenhang mit 
dem Bau, der Instandhaltung und der Erneuerung von 
Staustufen und Grenzbrücken sow r ie mit dem Betrieb von 
Staustufen entstehenden zoll- und paßrechtlichen Fragen 
ein! roten. 

Artikel 25 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifi¬ 
kationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn aus¬ 
getauscht werdc*n. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Austausch der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
diesen Veitrag unterzeichnet und mit Siegeln verseilen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 31. Mai 1967 in zwei Ur¬ 
sch i ilten. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Löns 


Für die Republik Österreich: 
Dr. Lujo Toncic-Sorinj 
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Anlage I 


Verzeichnis 

der Staustufen und Grenzbrücken 


I. Staustufen 

1. am Libelcbticli bei Riefensbcrg-Obers laufen 

2. an der Saaladi in Rott-Freilassing 

3. am Inn in SinibacleBraunau 

4. am Inn in Ering-Fraucnstein 

5. am Inn in Egg] fing-Obernberg 

6. am Inn in Sdnirtling-Ncuhaus 

7. am Inn in Passau-Ingling 

8. an der Dunau in .Jodioiistein-Lngolhcii is/oll. 


II. Grenzbrücken 

1. Eiseiibulinbi m ke über die Leibladi an doi Ei^enbahn- 
strecke Lindau Bregenz 

2. Brinke über die Leiblad) an der Straße Lindau-Bregenz 

3. Buk kt' über dm Leibladi an der Fahrstraße Rickon- 
bücb-1 Ini b iim/ 

4. Löcherst eg iibei die Leibladi an dem Weg Egg- 
halden Bad Die/Lngs 

5. Briuke über den Ricken buch an der Straße Nieder¬ 
staufen I lohen weslei 

ß. Blinke über den Ritkenbadi an dtun Feldweg 
Diethen-Weieiined 

7. Katzenmüldesteg über den Kesselbach von Scheffau 
(Landkreis Lindau) nach Hirschbergsau (Gemeinde 
Langen) 

8. Hi rsdibergsnucr Steg über den Kessel hoch von 
Scheffau (Landkreis Lindau) nach Hirschboi gsau 
(Gerneinde Langen) 

9. Brinke über den Kesselbach an der Straße Ncu- 
haus AIlgau-Hueb 

10. Ecklismuhlesteg über die Rothach (Rotacb) von 
Scht'lfau (Landkreis Lindau) nach Thal (Gemeinde 
Salzburg) 

11. Briitke über den Evenbach an dem Feldweg Even- 
bath -Thal 

12. Brutke über den Eyenbadi an der Straße Ihn fei * 
sch weinhöf-Sulzberg 

13. Brinke über den Eibelebacb an dem Fahrweg Krebs 
(Eibelemühlej-Gullenbach 

14. Hehlesteg über den Littenbadi nordwestlich Aach bei 
Obers taufen 

13. Brinke übci den Littenbadi an der Straße Aach-Sprin¬ 
gen 

Hi Ri in kr über den Dose i bach an der Straße Baldcr- 
schwang-Hitl isa u 

17. Blinke über die Lcippadi an dem Fahrweg Bald er¬ 
schwang Feuerst alter köpf 

18. Brücke über den Fugenbach an der Fahrstraße Hirsch - 
gund (Hirscligunten)-Sibratsgfäll 

19. Brücke über den Ach-Bach an dem Fahrweg Hiisch- 
gund (f Iii schgunlen)~Rubachalpe 

29. Rekhenbaclibnicko bei Pfronlen-Slennnh 


21 Eisenbahnbrücke über den Reichenbacli an der Fisen- 
bahnstrecke Pfronten-Vils 

22. Schwarzbrücke bei Füssen 

23 Brinke über den Fischbath an der Straße Li nde r- 
hof-Plansee 

24. Brücke über den Scho!Ibach an der Neidennichstruße 
zwischen Grieson und Plansee 

23, zwei Brücken über den Rißbach an der Straße Yorder- 
i iß I linterriß 

20. Blinke über den Mai kg iahen an dei Straße Vmder- 
i iß-Hinten iß 

27. Raudistubunbi iitke über die Wal dien an der Alpen- 
straße zwisdien dem St rußen k reu/ „blaue Tate!" 
und Fall 

28. Geißalmbrücke ubei die Waldicn an der Alpenslraße 
zwischen dem Stiaßenkieuz. „blaue Tafel" und Fall 

29. Brücke über den Pittenbach an der Abzweigung der 
Alpenslraße bei dn „blauen Tafel" 

31). Blinke über den Pittenbach an der Straße \nn Kieuth 
nach Achen wähl 

31. Autobahnbrücke über den Inn bei Kiefersfelden-Kuf¬ 
stein 

32. Brücke über den hui an der Straße Oberaudorf Nie¬ 
derndorf 

33. Brücke über den Inn an der Shuße Niederaudorf Lrl 

34. Brinke über den Gien/grahon an der Straße Reit im 
Winkl-Küssen 

33. Steg über den Hinleim Stenibaili Ix; Mel lock bei 
Grenzstein 184 19 

3(>. Steg über den Hinteren Steinbadi bei Melleck bei 
Gionzstein 184 8 

37. Brücke über den St einbat h in Melleck hei Gionzstein 
184 2 

38. Brücke über den Sleinbadi in Mellerk be; Gien/Mem 
183 8 

39. Brücke über den Sleinbadi an der Straße Melletk-Lofer 

40. Brücke über den Steinbadi in Melleck beim ehemali¬ 
gen Elektrizitätswerk (alle Bundesstraße) 

41. Brücke über den Steinbadi bei Gicnzstcin 182 (bei 
Melleck) 

42. Brücke (Kesslers legi über die Sau lach bei Melleck 
(Grenzstein 18118) 

43. Bl inke über den Ast hauei badi in Schneizlreuth 

44. Blinke über den Röthelhaeh (AuyuMineibach) in 

BayeiiM.li Gmain bei Grenzstein 30 

43. Brinke über den Röt hei bach (AugiM inerbach) in 

Bayerisdi Gmain bei Grenzstein 48 

46. Brücke über den Weißbach an der Straße Bayerisch 
Gmain-Großgmain 

47. Brücke über den Weißbuch in Bayerisch Gmuin-Leo- 
poldstal bei Grenzstein 43 

48. Steg über den Weißbach in Bayerisch Gmain Leo¬ 
polde al bei Grenzstein 42 2 
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49. Brücke über den Weißbach (Durchlaß unter der Straße) 
in Bayerisch Gmain-Leopoldstal bei Grenzstein 42/1 

50 Autobahnbrücke über einen Fuhrwog zwischen dem 
deutschen Zollamt Schwarzbach-Autobahn und dem 
österreichischen Zollamt Walserberg-Autobahn 

51. Fußgangersteg über die Saalach bei Hausmoning 

52. Eisenbahnbrücke über die Saalach an der Bahnstrecke 
Freilassing-Salzburg 

53. Brücke über die Saalach an der Straße Freilas¬ 

sing-Salzburg (Rolt) 

54. Brücke über die Salzach an der Straße Laufen-Obern¬ 
dorf 

55. Brücke über die Salzach an der Straße Tittmo- 

ning-Ettenau 

56. Brücke über die Salzach an der Straße Burghau¬ 
sen-Wanghausen 

57. Brücke über die Salzach an der Straße Burghausen-Ach 


58. Brücke über den Inn an der Straße Simbach-Braunau 

59. Eisenbahnbrücke über den Inn an der Bahnlinie Sim¬ 
bach-Braunau 

60. Brücke über den Inn an der Straße Egglfing-Obern- 
berg 

61. Brücke über den Inn an der Straße Neuhaus-Schar¬ 
ding 

62. Brücke über den Osterbach an der Straße Kappel-Ober¬ 
kappel 

63. Brücke über den Osterbach an der Straße Weg- 
scheid-Hanging 

64. Brücke über den Fmsterbach an der Straße Hartl- 
mühle-Julbach 

65. Brücke über den Großen Michelbach (Großen Mühl¬ 
bach) an der Straße Breitenberg-Hmteranger 

66. Brücke über den Gegenbach an der Straße Lacken- 
häuser-Schwai zenberg 
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Anlage II 


(Seite t) 


(Seite 2) 


Bundesrepublik Deutschland 


Vor- :snd Ziiiume 


Staatswappen 


Datum und Ort der Geburt 


Staat san rjohör innert 


Grenz übertrittsaus weis 

auf Grund des Vertrages über zoll- und paßrechtliche . 

Fragen, die sich an der deutsch-österreichischen Grenze Art der Beschuftiuunq 

be i Staustufen und Grenzbrücken ergeben. 

NT. 


Format: drei lei! ig gefaltet, 6 Seiten, 10,5 >'7,4 cm 

Material: Schreibleinen Wohnort im Inland 

Farbe: grün 


(Seite 3) (Seite 4) 


Dieser Ausweis berechtigt den Inhaber zum Betreten 
der Bauzone/Werkzone des GvenzkrafUverkrs. der Grenz- 
b rücke 


Lichtbild 


und des übrigen auf dem Hoheitsgebiet der Republik 
Österreich gelegenen Teiles der Staustufe und der Ver- 
Ditnsisicmpol bindungswoge. 

Der Grenzübcrtiiltsausweis ist auf Verlangen den zustän¬ 
digen Organen beider Staaten vorzuweisen. 

Der Grenzübertrittsausweis verliert bei Beendigung der 
Beschäftigung seine Gültigkeit und ist sofort zurückzu¬ 
geben. 

Bei Mißbrauch wird der Grenzübeitnttsausweis entzogen. 


Unterschrift des Inhabers 
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(Seite 5) 


(Seite ?)} 


Dieser Ausweis ist gültig bis . Verlängert bis 

Ausgestellt von Verlängert von 

Ort und Dutum .. Oit und Dutum 

P • l . Di' 11?i;11. 1 

U ntpf'-chnf t 


Geqonge/eicbriet bis 
Oc‘ptmue/( irbnet v*)n 
Ort und Datum 


Diünstbtcmp'.-I 


Geyenge/eichnet bis 
Geyen gezeichnet von 
Ort und Datum 


V II! t • i - H! ;: fl 


D.U^‘.?k‘ir; l! 


Unterschrift 


Unterschrift 
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(Seile 1) 


Republik Österreich 


Staatswappen 


Grenzübertrittsausweis 

auf Grund des Vertrages über zull- und piifbe«bt!irlie 
Fragen, dsf si(h an der öslerreicJiisHi deutschen Gi(‘n/e 
bei Smu^Oden und Gion/imwkon ergeben. 

Nr. 

Format: dreiteilig gefaltet, 6 Seiten, 10,3' r '7,4 cm 
Material: Sehreibleinen 
Farbe: grün 


(Seite 3) 


Lichtbild 


Dionslstcm| ;, ' , l 


Unln^Uii ift elf-. IhImIhus 


Anlage III 


(Seite 2) 


\'*jr ut; l] 7i5i ; .trr.i* 


Datum und Üit der Geburt 




Art der Bc^chuftiuunq 


Wehr,ml im lul.ihd 


(Seite 4) 


Dieser Ausweis berechtigt den Inhaber zum Betreten 
der Bauzone Weikzone des Gienzkiaftwoikos der Gienz- 
b rücke 


und des übrigen auf dem Hoheitsgebiet der Bundes¬ 
republik Deutschland gelegenen Teiles der Staustufe und 
der Vei bin düng s wege. 

Der Gron/übeitriUsausweis ist auf Verlangen den zustän¬ 
digen Organen beider Staaten vorzuweisen. 

Der Grenzübertnttsausweis verliert bei Beendigung der 
Beschäftigung seine Gültigkeit und ist sofort v.urüekzu- 
geben 

Bei Mißbrauch wird der Grenzübertrittsausweis entzogen. 
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(Seite 5) 


(Seite 6) 


Dieser Ausweis ist gültig bis 

Ausgestellt von. 

Ort und Datum. 


Verlängert bis 
Verlängert von 
Ort und Dalum 


Du n-a -Ut-inm ! 


Unterschrift 


P.< : 


sU-li'tÜJK'I 


Unterschrift 


G( genge/eichnet bis 
Gegengezeiebnet von 
Ort und Datum 


Gegomjozeichnet bis 
Gegenge/eichnet von 
Ort und Datum 


D.cn>t>n-in}K'! 


Dici-btsKna 1 


Unterschritt 


Uu'nJbChlift 




Nr. 34 -™ Tug der Ausgabe: Bonn, den 9, Juli 1970 


709 


Briefwechsel 


Der Vorsitzende der 
Deutschen Delegation 

Passau, den 12. April 1965 


Men Vorsitzender, 


Ich hdbe die Uh re, Ihnen mitzuteilen, daß bei den Ver¬ 
handlungen über den Abschluß des Vertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster¬ 
reich über zoll- und paßrechtliche Fragen, die sieb an der 
deutsch-österreichischen Grenze bei Staustufen und 
Grcnzbi licken ergeben, Fin\oi nehmen über folgende 
Punkte bestand: 

1. Zu Allikel 1 Absatz. 1: 

Soweit in anderen deutsch-österreichischen Veit rügen 
oder Vereinbarungen zoll und paßrecht liehe Befreiun¬ 
gen oder Erleichterungen für den Bau und die In¬ 
standhaltung von in dri Anlage I aufgeführten Grenz- 
hi ücken vorgesehen sind gehen ihnen die Bestim¬ 
mungen dieses Vertrages vot. 

2 Zu Alt ikel 2 Buchstabe <"■ 

Dei Begriff ,.nn örtlichen Zusammenhang" in Artikel 2 
Buchstabe c ist nicht eng aus/ulegen. Den Erforder¬ 
nissen dos Unternehmens ist in vertretbarer Weise 
Rechnung /u tragen. Ein die im Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens des Vertrages bereits bestehenden Werksied- 
lungen (z. B die Werksiedlung der Donaukraft werk 
.locherislein AG in Engelhartszell) gilt der örtliche Zu¬ 
sammenhang als gewahrt. 

3 Zu Artikel 2 Buchstabe d und e: 

Bei der Auslegung der Begriffe Bauzone und Weik- 
zone sind nicli! nur die betriebstechnischen, sondern 
auch die zollrechtliehen und grenzpolizeilichen Belange 
zu berücksichtigen. 

4. Zu Artikel 13: 

Zu den Organon der abgabenbehoidlichen Aufsicht ge¬ 
hören auch die Organe der Buch- und Betriebsprüfung 
der beiderseitigen Abgaben Verwaltungen. 

Ich wäre Ihnen, Herr Vorsitzender, für die Bestätigung 
Ihres Einverständnisses zu Vorstehendem dankbar. 


Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Dr. Bail 


An den 

Vorsitzenden der österreichischen Delegation 
Herrn a. o. Gesandten und bev. Minister 
Dr. Edmund Josef Krahl 
P a s s a u 


Der Vorsitzende der 
(Jsterreichischen Delegation 

Passau. den 12 Api i 1 19ö:i 


Herr Vorsitzender, 

Ich habe die Ehre, den Empfang Ihres Briefes vom heu¬ 
tigen Tage zu bestätigen, welcher folgendermaßen lautet: 

Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß bei den 
Verhandlungen über den Abschluß des Vertrages zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über zoll- und paßrechtlichc Fragen, die sich 
an der deutsch-österreichischen Grenze bei Staustufen 
und Grenzbrücken ei geben, Einvernehmen ubei folgende 
Punkte bestand: 

1. Zu Artikel 1 Absatz 1: 

Soweit in anderen deutsch-östcireichischen Veit ragen 
oder Vereinbarungen zoll- und paßrechtlichc Befreiun¬ 
gen oder Erleichterungen für den Bau und die Instand¬ 
haltung von in der Anlage I aufgeführten Grenz- 
brücken vorgesehen sind, gehen ihnen die Bestimmun¬ 
gen dieses Vertrages vor. 

2 Zu Artikel 2 Buchstabe c: 

Der Begriff „im örtlichen Zusammenhang“ in Artikel 2 
Buchstabe c ist nicht eng auszulegen Den Erfordernis- 
son des Unternehmens ist in vertretbarer Weise Rech¬ 
nung zu tragen. Für die im Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens des Vertrages bereits bestehenden Werksied- 
lungon (z B. die Werksiecliung der Donaukroftwerk 
Juchenslein AG in Engelharls/.olb gilt der örtliche Zu¬ 
sammenhang als gewahrt. 

3. Zu Artikel 2 Buchstabe d und e: 

Bei der Auslegung der Begriffe Buu/mic und Werk- 
zone sind nicht nur die betriebstechnischen, sondern 
auch die zoll rech Ui eben und gronzpoii/oihehen Be¬ 
lange zu berücksichtigen. 

4 Zu Artikel 13: 

Zu den Organen der abgabcmbeliörclJidien Aufsicht ge¬ 
hören auch die Organe der Buch- und Bet i iehspi lifung 
der beiderseitigen Abgabenverwaltungen. 

Ich wäre Ihnen, Herr Vorsitzender, tiir die Bestätigung 
Ihres Einverständnisses zu Vorstehendem dankbar.' 

Ich habe die Ehre, Ihnen mein Einverständnis hierzu 
mitzuteilen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Dr. K i ahl 


An den 

Vorsitzenden der Deutschen Delegation 
Herrn Ministerialdirigenten 
Dr. Theodor Bail 
Passau 
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Notenwechsel 


Der Botschafter 

der Bundesrepublik Deutschbind 

Wien, den 31. Marz 1909 

Heu Bundesminister! 


Ich habe die Ehre, Ihnen im Namen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und unter Bezugnahme auf 
den am 31. Mai 1907 in Wien Unterzeichneten Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu¬ 
blik Österreich über zoll- und paß» echt liehe Fragen, die 
sich an der deutsch-österreichischen Grenze bei Staustufen 
und Gren/.bi iickcm ei geben, trügende Vereinbarung voi- 
zuschlayon: 

F ü i Pflanzen, Pflan/r utede. PthmzpnerzeiHjnisse und 
Erde, die nach Artikel 4 Abs 1 und Artikel 5 Abs I des 
Vortlages hei von Eingaiigsabyaben sind, wird auf die 
Beschränkung doi Emtuhi über bestimmte Einlaßslellcn. 
die Beibringung von Pilnnz.ongesiiiidheitszeugnisseii so¬ 
wie auf die Duichüihiuuy von Untersuchungen und Ent¬ 
seuchungen verzichtet 

Jodei der beulen Vertrags*!aalen kann aus phytosam- 
taren Gründen riie Anwendung dieser Vereinbarung vor¬ 
übergehend aussetzen. Einführung und Aufhebung dieser 
Maßnahme sind dem anderen Veit raysstaat unverzüglich 
aut diplomatischen» Weg mitzuteilen. Jeder der beiden 
Vertrngsstaulen kann diese Veieinbarung jederzeit 
schriftlich kündigen; die Kündigung wird drei Monate 
nach Eingang ihioi Notifikation beim anderen Vertrags¬ 
partner wirksam. 

Falls sich die österreichische Bundesregierung mit die¬ 
sem Vorschlag einverstanden erklärt, schlage ich vor, daß 
diese Note und che entsprechende Antwortnote Euiei 
Exzellenz, eine Vereinbarung zwischen unseren beiden 
Regierungen bilden sollen, die gleichzeitig mit dem In¬ 
krafttreten des Vertrages vom 31. Mai 1907 /wischen de? 
Bundesi epublik Deutschland und der Republik Osten reich 
übei /(dl- und paP.reellIliehe Fragen, die sieh an clor 
deutsch-österreichischer» Gien/.e bei den Staustufen und 
G; t n/ln ticken ergeben, in Krall tritt. 


Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die \ r eiSiche¬ 
rung meiner ausgc zeichneten Hochaddung. 

Dr. Löns 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesministei Iui Auswärtige Angelegenheiten 
der Republik Osten eich 
Herrn Di. Kurt \V a I d h e i m 


Der Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten 

Wien, am 31. Mur/ 1909 

Iler» Botschafter! 

Ich beehre mich, den Empfang den Note Euren Exzellenz 
vom 31. März 1909 zu bestätigen, die folgernden Wortlaut 
hat: 

„Ich habe die Ehre, Ihnen im Namen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und unter Bezugnahme 
auf den am 31. Mai 1907 in Wien Unterzeichneten Vertrag 
zwischen der Bundesi epublik Deutschland und der Repu¬ 
blik Österreich über zoll- und paßrechtliche Eiugen, die 
sich an der deutsch-österreichischen Grenze 1 bei Stau¬ 
stufen und Grenzbrücken eigeben, fohlende Vereinbarung 
vorzusdilagen: 

Für Pflanzen, PIKm/enteilo, PHan/encizeugnisM* und 
Erde, die nach Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 1 
des Vertiages frei von Linyangsubyuben sind, wird auf 
die Beschränkung der Einfuhr über bestimmte Einlaß- 
steilen, die Beibi mgung von Pflarizengesundheitszeuy- 
nissen sowie aut die Durchführung von l’nteisuchungen 
und Entseuchungen verzichtet. 

Jeder der beiden» Wrtruysslauten kann aus phytnsani- 
fären Gilinden die Anwendung dieser Voieinbui uny vor¬ 
übergehend ausselzcn Einfühlung und Aufhebung diesen 
Maßnahme sind den» anderen Vor Ir agsstciat unverzüglich 
auf diplomatischem Weg mit/uteilon Je dei der be iden 
Veilragsstaaten kann diese Vereinbarung jederzeit 
schriftlich kündigen; die Kündigung wird dioi Monate» 
nach Eingang ihioi N-n il.knlion beim andoo-n \'<■ 1 1r-icj^- 
paitner wirksam. 

Falls sich die Osten eichische Bundesregierung mit die¬ 
sem Vorschlag einverstanden erklärt, schlage ich vor 
daß diese Note und die entsprechende Antwortnote 
Euren Exzellenz eine Vereinbarung /w-oMum ihm-:cii 
beiden Regierungen bilden sollen, die gleich/eitiy mit 
dem Inkrafttreten des YVrtiayos vom 31 Mai 1907 zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der R* publik 
Osten reich über zoll- und piß: echt Echse Plagen, die sich 
an der deutsch öslfi iei<.bischen Grenze» hei den Stau¬ 
stufen und Gronzbi inkeri etgeben, in Kraft tritt' 

Ich beehre mich. Eurer Exzellenz rnitzuteiien. daß die* 
Bundesregierung dei Republik ÖsUm reich diesem Vor¬ 
schlag zustimmt und somit die Note Luier Exzellenz und 
diese Anlworlnote eine Yeiemharnng zwi-chen unseren 
Regierungen bilden, welche gleich/eilig nnt dem In¬ 
kraft! reten des Vertrages vom 31. Mai l f, 07 zwischen der 
Republik Östoneich und dei Bundesrepublik l>uh i bland 
über zoll- und paßi echt liehe Plagen, die sich an dei 
österreichisch-deutschen Grenze bei dem Staustufen und 
Grenzbiücken ergehen, in Kraft tritt. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglicher Hoclmtlitung 
verbleibe? ich 

Di. V ii 1 1 1 li e i in 


Seiner Exzellenz 

dem Botschaftei der Bundesrepublik Deutschland 

1 1er m 1)». Josef L o n s 

Wien 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten 

der Verordnung über die Inkraftsetzung der Regelungen Nr. 10 und Nr. 11 
nach dein Übereinkommen vom 20. März 1958 
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung 
der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen 
und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung 
(Verordnung zu den Regelungen Nr. 10 und 11) 
sowie der Regelungen Nr. 10 und 11 

Vom 2. Juni 1970 

Gemäß § 3 Abs. 3 der Verordnung vom 12, Fe¬ 
bruar 1970 7.U den Regelungen NT. 10 und 11 (Bun- 
desgeselzbl. II S. 57) wird hiermit bekanntgemacht, 
daß die Verordnung nach ihrem § 3 Abs. 1 
am 24. Mai 1970 
in Krall getreten ist. 

Am gleichen Tage sind die Regelungen Nr. 10 
und 1 1 gemäß Artikel 3 Abs. 8 des Übereinkommens 
vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher 
Bedingungen lür die Genehmigung der Ausrüslungs- 
gegenstünde und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmi¬ 
gung (Bundesgcsetzbl. 1905 II S. 857) für die Bundes¬ 
republik Deutschland in Kraft getreten. 


Bonn, den 2. Juni 1970 

Der B u n d e s m i n i s t e r f ü r V e r k e h r 
L c 1) e r 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die Weltorganisation iür Meteorologie 

Vom 23. Juni 1970 

Das l.I hm i’inkommen über die Weltorganisation 
für Meteorologie in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 12. Januar )970 (Bundesgesetzbl.il 
S. 18) ist nach seinen Artikeln 3 Abs. b und 33 für 

Südjemeii am 27, Februar 1900 

in Kraft getreten. 

Di(sse Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1970 (ßundes- 
grset/bl. lf S. 1 12). 


Bonn, (Um 23. Juni 197t) 


Der Buiidi'sininister des Aus w ä r t i g c n 
ln Vertretung 
F r a n k 


11= . ,:, iS .. Del Buiide-ni m ist ei dei hi"t i 7 Veiktq Bundesin/eigoi \ ei lausges. m b II . DnnK: Citu!. m!: 

Postanschrift für Abonnemenlsbeslellungen sowie für Bestallungen bereits erschienener Ausgaben: 
Bundesgesetzblatt, 53 Bonn 1, Postfach 624, Telefon 22 40 86 — 88. 

D - pMtnli-'Mev t .?.*lilua eisthcint in (.hei 1 eilen, ln Teil I und II wudeu die C« setz.*.- und Vei«.»idnuisg*-n tu h h- ie j Hi die 

veiküinh’k LuilieiKk r Bezug iiui im PustabonneMii i:!, 

i ii. k i ■ ■ L Ul uii'l di' iiU Mirhuiicud lestcjeslellle BuudcsrcUU aut ('.rund dis (ieseVes über Sammhini; des IbiiutasreUTs \o; 

S. *1 s*7r ii uh SuMigebiotari geordnet veioti« ;iHklit Der T«-r] lil kann om als Verlags.itn.jitii-m. :tl b./oqt-'i \ 
!b /lujs'iii is hi; Teil 1 und Teil 11 hulbjuhilkh je 25,—DM. Lün/eUhnke je untn-Jungene iS Seiten Ü,b:> DM. Dieser Pieis t;:l 
ih-s, t.-bbii'e]. die un dem l.Juli 1070 andrer je ben worden sind. Lu li-um'i gi-gen V =u *■; ust-odum) des Betrages aui d-;s j'i 

fäesr !/bini 1, K<dn 3dl». oder gein-n \ < u i u s;et kinnei b/’.v getan Na* huTime. 

P:< ' <b, -- : \l;st|he t'.h'i DM /I.i/Utltich V» ! s.iiidi|ebuhl 1)NI, bei Lleiel Irif| fit-'S*-li \ < 1 : eiisTeebüMIHl /m/ uqln (i Po! Ii i 

im Bezugspreis ist Mein wertstaiier enthaften: dei angewandte Steuersatz beträgt 5,5* *. 


B-.li!: 


;■ f ■ ibii ), .!,!■ ! Aes- 

■II Hb Ii,’: H'V; Ih« TT. I 
m rden. 

l «un Ii Im d . ihiiid« s- 
:.-‘snjeikk' , nhi Bund, s- 

l • ' i * ... ' • . J 11 r J 




